
Aktenzeichen:

E.....BLL..Zé!■é-

Verkündct

am 29. August 1962

I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen
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Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

' ° ° 0 ' I o | o 0 . c 0 o .

Beklagte und Revisionsbeklagte,

3593.5919921£
l.) . . . . . . . . . . . . . . . .

3.) . . . . . . . . . . . . . . . . .
4.)

. u o o . o o u . o . o c o . . .

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf

mündliche Verhandlung vom 29. August 1962, an
mitgewirkt haben

R i c h t e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter

die Bundesrichter .Dr. S c h r a f t

Dr. L a n g k e i t

die Bundessozialrichter M a n n

G 1 a d e b e c k

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

die

der

und

sowie

und

Landessozialgerichts Hamburg vom 7. Oktober 1958

wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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G r ü n d e
n...-....» mm.-7. >...»

;Die Klägerin ist bei der beigeladenen Deutschen Erdöl—AG (Deu)
2als Angestellte beschäftigt. Sie gehört der beklagten Ersatzkas—

se als Mitglied an, und zwar bis zum 30. September 1954 als vor—
sicherungspflichtiges Mitglied und seitdem — wegen Überschreitung

der Jahresarbeitsverdienstgrenze in der Krankenvcrsicherung

(KrV) - als freiwilliges Mitglied. ‘ ' '

_Als sie krankenversicherungsfrei geworden war, beantragte sie bei

der beklagten Ersatzkasse Befreiung von der Versicherun gspflieht

nach 5 173 der Reichsversicherungsordnung (EVO) mit der Begrün—
dung, sie und ihre beiden Kinder erhielten als Hinterbliebene ei— “

nes Regierungsra_ts Versorgungsbezüge auf Grund des Gesetzes zu

Art. 151 des Grundgesetzes (GG). Mit Bescheid vom 17. Januar 1055
entsprach die beklagte Ersatzkasse dem Antrag; in der Rechtsbe—

he1£sbelehrung dieses Bescheides wurde ausgeführt, daß gegen den

Bescheid innerhalb eines Monats Klage beim Sozialgericht (SG)

Hamburg erhoben werden könne„ '

Mit SChreiben vom 5. Juli 1955 beantragte das Arbeitsamt Hamburg

bei der beklagten Ersatzkasse die Überprüfung des Befreiungsbe—

scheides, gegebenenfalls seinen Widerruf. Es hielt den Befrei-

ungsbescheid für rechtswidrig, weil für die Entscheidung über dont

Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht bei einer Ange—

stellten, die wegen der Höhe ihres Jahresarbeitsverdienste$ kran—‘

kenversicherungsfrei sei, nicht die beklagte Ersatzkasse, sondern

die Allgemeine Ortskrankenkesse zuständig gevesen sei. Außerdem 1
sei Frau St=«=£w=*==keine Anwartschaft auf Hinterbliebenenversore

nun; gewäh1leistet, so daß es an einez nach 9 173 Abs . 1 RVG un—

erlé.ßlichen Voraussetzung für die Befreiung von der Versiche—

rungsp£licht fehle.

Die beklagte Ersatzkasse entsprach dem Antrag des Arbeitsamts und

‘widerrief den Befreiungsbescheid mit Bescheid vom20. Juli

1955,
..3...
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_3_.

Mit der Klage vor dem SG Hamburg machte die Klägerin_geltend‚

der Befreiungsbescheid sei zu Unrecht widerrufen werden. Ihre

Befreiung von der Versieherungspflicht sei Rechtens; denn dem

Erfordernis des 5 173 EVO, daß Anwartsehaft auf Hinterbliebénen—

versorgung gewährleistet sein müsse, sei damit genügt, daß sie

als Beamtenwitwe mit den vorhandenen Kindern Hinterbliebenenver—

sorgung erhalte° Selbst wenn der Befreiungsbescheid aber zu Un—

recht ergangen sei, könne er als begünstigender Verwaltungsakt

nicht widerrufen werden. Auf jeden Fall sei ein Widerruf mit

rückwirkender Kraft ausgeschlossen.

Auf Anregung des SG führte die beklagte Ersatzkassé vor ihrer
Widerspruchsstelle (Vorstand) ein Vorverfahren durch.

Der Widerspruch der Klägerin wurde_als unbegründet zurückgewie—

‘ sen (Widerspruchsbescheid vom 28. August 1956).

Die Klägerin beantragte,

den Widerrufsbescheidvom20. Juli 1955
sowie den Widersbruchsbeseheid

vom 28. August 1956

aufzuheben,
,

hilfsweise, festzustellen, daß der am 20. Juli 1955

-ausgesproehene Widerruf der Befreiung erst von diesem
Zeitpunkt an rechtswirksam geworden sei.

Die beklagte Ersatzkasse bat um Klageabweisung.

Da die Befreiung von der Versicherungspflieht zu Unrecht ausge—

sprochen werden sei, hätte sie jederzeit widerrufen werden können.

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits»

loSenversicherung (BfArb) schloß sich dieser Auffassung an° Hin—

gegen hielt die beigCladene Bündesvérsieherungsanstalt für Ange—

stellte (BfA) den angefochtenen Widerspruchsbescheid für rechts—

widrig, weil die Klägerin zu Recht von der Ver310herungspflioht

befreit werden sei° ‘ '

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das SG stellte unter teilweiser Aufhebung des Widerrufsbeschei—
des vom 20. Juli 1955 und des Widerspruch3bescheides vom 28.

August 1956 fest, daß der Widerruf der Befreiung von der Ver—
sicherungspflicht

am 22. Juli 1955 — dem Tag der Zustellung des

Widerrufsbcscheids an die Klägerin — rechtswirksam geworden sei

(Urteil vom29. August 1956).

Gegen dieses Urteil haben die Klägerin und die beigeladene BfA

— im wesentlichen unter Wiederholung ihrer bisherigen Rechts—

ausführungen — Berufung eingelegt mit dem Antrag, '

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

den Widerrufsbescheid vom 20. Juli 1955
Sowie den Widerspruchsbescheid vom 28. Au—

gust 1956 aufzuheben.

Die beklagte Ersatzkasse hat um

Zurückweisung der Berufungen

gebeten.

Das Landeseozialgericht (LSG) hat die Berufungen der Klägerin

und der beigeladenen BfA zurückgewiesen; die Revision wurde zu—
$gelassen (Urteil vom 7. Oktober 1958). Die Befreiung der Kläge—

‘rin von der VersicherungSpflicht Sci aus zwei Gründen rechts—
widrig gewesen. Die beklagte Ersatzkasse sei für die Erteilung

des Befreiungsbeschcides nicht zuständig gewesen. Die Klägerin

habe ihr in diesem Zeitpunkt nur als freiwilliges Mitglied an—

gehört. Den Befreiungsbescheid habe jedoch nur die zuständige4

_Pflichtkrankenkasse erteilen.dürfen. Der Mangel der Zuständig—

1keit habe aber nicht die Nichtigkeit des Befreiungsbcscheidc$
jzur Folge gehabt; denn es habe nur relative Unzuständigkeit vor—

gelegen, die überdies für den Empfänger des Verwaltungsakts

fnieht offenkundig gewesen sei. — Ferner habe die nach 5 173 EVO
.

1für die Befreiung erforderliche Voraussetzung nicht vorgelegen.

“daß der Klägerin Anwartschaft auf Hinterbliebenenver:orgung ge;

‘währleistet gewesen sei. — Der somit rechtswidrige Befreiungs—

bescheid könne allenfalls für die Vergangenheit unter dem Go—
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sichtspunkt von Treu und Glauben eine gewisse Rechtsbeständig—

‚keit entfalten, Für die Zukunft dürfe ein Versieherungsträger

jedenfalls eine rechtsirrtümliche Auffassung über ein Ver—

' sicherungsverhältnis nicht aufreChterhalten, sondern sei zum

Widerruf Verpflichtet.

‘Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt mit dem

Antrag, ' '

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und des Ur—

teils des se Hamburg vom 29. August 1956 den Wider—
rufsbeecheid vom 20° Juli 1955 und den Widerspruchs—
bescheid vom 28. August 1956 aufzuheben. '

Sie wiederholt ihr bisheriges Vorbringen, daß der Befreiungsbe—

scheid zu Recht erteilt werden sei. Die materiell—rechtliche

Joraussetzung, daß der Klägerin Anwartschaft auf Hinterbliebe—

nenversorgung gewährleistet gewesen sei, habe vorgelegen; denn

der Klägerin habe segar mehr als eine Anwartschaft, nämlich ein

inspruch auf Hinterbliebenenversorgung zugestanden. Selbst wenn
aber der Befreiungsbescheid aus diesem Grunde — oder auch des—

halb, weil die beklagte Ersatzkasse zu Unrecht ihre Zuständigkeit‚

zum Erlaß des Befreiungsbescheides angenommen habe —
rechtswidrig"

gewesen sei, hätte er auch nicht mit Wirkung für die Zukunft wi—

derrufen werden dürfen, da die Klägerin kein Verschulden an dem
'Zustandekommen des fehlerhaften Bescheides treffe.

Die beklagte Ersatzkasse hat um

Zurückweisung dér_Revision

gebeten° Sie hält an ihrer Auffassung fest, daß der_Befreiungs—

bescheid — wegen Fehlenä einer materiell—rechtlichen Voraus—

setzung — zu Unrecht erteilt worden sei, Sei die Befreiung von

der Versieherungspflicht nach & 173 Abs. 3 EVO zu widerrufen,

sobald ihre Voraussetzungen nicht mehr vorlägen, so müßte das

erst recht bei einer
von Anfang an gegebenen Fehlerhaftigkeit

des BefreiungsbeScheides gelten.
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_ 5 _

Die%Bffi
ist der Auffassung, daß_die Klägerin inateriell—

rechtlich die Voraussetzungen für eine Befreiung von der Ver—

sicherungspflicht erfüllt hatte. Die Befreiung hätte jedoch nicht

von der beklagteanrsatzkasse ausgesprochen werden dürfen, da die

Klägerin der beklagten Ersatzkasse im Zeitpunkt der Bescheidertei—
'lung

nur als.frciwilliges Mitglied angehört habe, Ersatzkasscn

aber nur für Pflichtmitglieder die Befreiung
von der Versiche—

rungspflicht aussprechen könnten° Sei der Befreiungsbescheid von
vornherein fehlerhaft gewesen, so hätte er nicht nur mit Wirkung

für die Zukunft widerrufen, sondern rückwirkend aufgehoben wer—
den dürfen"

Die beigeladenevaArb vertritt gleichfalls die Meinung, daß nicht

die beklagte Ersatzkasse, sondern die Allgemeine Ortskrankenkasse

für die Entscheidung über den Antrag auf Befreiung von der Vor—

sicherungspflicht zuständig gewesen sei. Außerdem sei der Befrei—
ungsbescheid deshalb fehlerhaft gewesen, weil der Klägerin nicht

Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet gewesen
sei° Die beklagte Ersatzkasse sei daher zum Widerruf ihres rechts-

widrigen Befreiungsbescheides mit Wirkung_für die Zukunft ver—

pflichtet gewesen.

II

Die Revision ist nicht begründet. Zu Recht hat die beklagte Er—

“satzkasse ihren Bescheid über die Befreiung der Klägerin von der

Jersicherungspflicht vom 17° Januar 1955 durch ihren Widerrufsbe—

scheid vom 20° Juli 1955 aufgehoben. ‘
‘Der Befreiungsbescheid war rechtswidrig.

Die beklagte Ersatzkasse war für die Entscheidung über den Antrag

der Klägerin auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der.

KrV nicht zuständig. 5 173 Abs. 2 Satz 1 BVG enthält keine nähere

Regelung der Zuständigkeit, Welche Krankenkasse-zur Entscheidung

über die Befreiung von der Versicherungspflieht zuständig ist, er—

gibt sich daher allein aus dem Sachzusammenhang, der eine Kranken—

kasse vor allen anderen für diese Entscheidung besonders berufen
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erscheinen läßt. In diesem Sinne hatte auch das Reichsversiche—

rungsamt_(RVA) in seinem Bescheid vom 14. Juli 1941 (AN 1941

S. 323) — der die nach dem damaligen Recht zu klärendc Frage be—

traf, welches Ver51cherungsemt für die Entscheidung über die Be—

freiung von der Versichérungspf1icht zuständig war — vor allem

darauf abgestellt, für welchen Versicherungsträger die Befreiung
'von der Versicherühgspflicht die stärkere Wirkung hatte. Dieser

Gesichtspunkt hat auch nach der Neufassung des 5 173 RVG durch

_die Erste Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und Bei—
.

trsgsrechts in der Sozielvérsicherung vom 17. März 1945 (BGBl I
41), der den Krankenkassen die Zuständigkeit zur Entscheidung

über die Befreiung von der Versicherungspflicht übertrug, seine

Bedeutung behalten. Gehört nun - wie im vorliegenden Falle — ein

Versicherter wegen Überschreitung der Jahresarbeitsverdienst—
,

grenze in der KrV einer Ersatzkasse nur als freiwilliges Mitglied

an, so äußert die Befreiung von der VersiCherungspflicht in der

KrV, auf die sich 5 173 EVO allein bezieht, für den Träger die—

ses Versicherungszweigs überhaupt keine Wirkungen. Sie hat in

diesem Fall nur.praktische Bedeutung für die Versicherungszweige,
auf die sie als Folgewirkung ausstrahlt, nämlich für die Arbeits-

losenversicherung (@ 69 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und
'lrbeitslosenversicherung

— AVAVG — aF, @ 56 AVAVG nF) und — nach

dem im vorliegenden Fall noch maßgeblichen Recht
— für die Ren—

‘tenversicherung (vgl. @1226 RVGaF;‘5 1 des Angestelltenver—
sicherungsgesetzes — AVG — aF); die Einzugsstelle wird insoweit

von ihrer Pflicht
zum Beitrageeinzug entbunden. Deshalb ist in

einem solchen Fall nur die für die Einziehung der Pflichtver—

sicherungsbeiträge zuständige Krankenkasse zur Entscheidung über

“die Befreiung von der Versicherungspflicht berufen. Einzugsstel—

le war aber im vorliegenden Fall diejenige Krankenkasse, die zu—
ständig wäre, wenn der Versicherte "krankenversicherungspflich—

tig, aber nicht bei einer Ersatzkasse versichert" wäre (@ 2 der

Durchführungsverordnung — Durcth0 — vom 15. Juni 1942 zu @ 8

-Abs. 1 Nr. 2 und 5 der 2. Verordnung über die Vereinfachung des

Lohnabzugs vom 24. April 1942 —BGBl I 403 —Äjetzt & 1599 Abs.2
Satz 2 RVQ7; & 145 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG idF des @ 17 der 2. Ver—

ordnung über die Véreinfachung des Lohnabzugs und 5 18 der
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Durcth0). Im vorliegenden Fall war demnach die beigeladene Allge—
meine Ortskrankenkasse — und nicht die beklagte Ersatzkasse — für
die Entscheidung über die Befreiung von der Versicherungspflicht

zuständig. ' ’

Der Befreiungsbeseheid der beklagten Ersatzkasse
war noch aus

einem anderen Grunde rechtswidrig. Der Klägerin war keine Anwart—
schaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet. (vgl. @ 173

Abs. 1 BVD). Diesem Erfordernis wurde auch nicht dadurch genügt,

daß sie und ihre Kinder als Hinterbliebene eines Beamten Versor—
gungsbeéüge erhielten (BSG 14, 185, 186 ff.; vgl. auch BSG ll,

243). Die Klägerin hätte somit nicht von der Versicherungspflicht

befreit werden dürfen.

Der fehlerhafte Befreiungsbescheid ist nicht bindend im Sinne des

@ 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) geworden. Deshalb sind die

Grundsätze, die der erkennende Senat über die Bestandskraft eines

_
bindend gewordenen fehlerhaften Befreiungsbeschcides in seinem

Urteil vom 21. November 1961 (BSG 15, 252) au8gesprochen hat, hier

unanwendbar. lm vorliegenden Streitfall hat der Träger der Ar—
beitslosenversichérung — ArblV — (Arbeitsamt Hamburg) den gegen

den Befreiungebeseheid gegebenen Rechtsbehelf des Widerspruchs

(5 80 Nr. 1 SGG) eingelegt. Vöm Bescheid der Krankenkasse über
die Befreiung von der Versicherungspflicht wurde nicht nur die
Klägerin, sondern auch der Träger der ArblV — wie auch der Träger

der RentenversiCherung — betroffen; denn die Befreiung von der

Versicherungspflicht in der KrV hatte unmittelbar auch Befreiung

von der Versicherungspflieht in der ArblV zur Folge (vgl. 5 69

Nr. 2 AVAVG aF i.V.m. @ 1 Abs. 1 Nr. 1, Abs" 2 AVG aF). Als Rechts—

träger‚ in dessen Rechte der Befreiungsbescheid unmittelbar ein—
griff, war somit auch der Träger der ArblV Beteiligter am Verwal—

tuhgsakt der Krankenkas$e; er konnte daher — falls beschwert —
diesen Verwaltungsakt anfechten (vgl. BSG15, 118, 125). Gerade
diese Anfechtungsmögliehkeit schafft erst das Gegengewicht zu der

sonst für die mitbetroffenen Versicherungszweige kaum tragbaren

Bindung an die Entscheidung der Krankenkasse über die Befreiung

von der Versicherungspflicht.
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Im vorliegenden Streitfall hat das Arbeitsamt Hamburg seinen An—

trag vom 5° Juli 1955 zwar nicht ausdrücklich als Widerspruch ge—

gen den Befreiungsbescheid bezeichnet. Das war aber auch nicht

notwendig° Aus Begründung und Antrag ging für die beklagte Ersatz«

kasse klar hervor, daß das Arbeitsamt eine Überprüfung des Be—
freiungsbescheides und.seinen Widerruf begehrte. Damit war der
Widerspruch erhoben und hatte das Vorverfahren begonnen (@ 85 .

(SGG)o

Der Widerspruch war auch fristgerecht erhoben, obwohl er erst am
7. Juli 1955 bei der beklagten Ersatzkassc einging und der Be—

freiungsbeseheid schon am 17. Januar 1955 erlassen war; denn die
dem Befreiungsbeschéid mitgegebene Rechtsbehelfsbelehrung ist

unrichtig. Sie verweist auf die Möglichkeit der sofortigen Kla—

ge statt des Widerspruchs. Bei dieser Sachlage kann dahinstehen,

wenn der BefreiungsbeScheid dem Träger der ArblV als "Beschwertem

bekanntgegeben" (@ 84hbs° l EVO) wurde. Jedenfalls stand dem
Träger der ArblV für die Einlegung des Widerspruchs die Jahres—

frist zur Verfügung (5 66 Abs. 2 i.V.m. @ 84 Abs. 2, letzter

Satz see). ' -

Da der Widerspruch gegen den fehlerhaften Befreiungsbescheid, wie.

bereits dargelegt, begründet war, hatte ihm die beklagte Ersatz— @

kasse abzuhclfen (@ 85 Abs° 1 SGG). ZufRecht ist dies dadurch ge—„
schehen, daß der Geschäftsführer der beklagten Ersatzkasse den
Befreiungsbescheid "widerrufen", d.h. rückwirkend auf den Zeit—

punkt seines Erlasses aufgehoben hat. Nach der klaren, uneinge—

schränkten Regelung des 5 85 Abs. 1 SGGgreift die Pflicht zur
Abhilfe durch die Verwaltung selbst — ohne Einschaltung ihrer
Widerspruchsstclle — in jedem Falle Platz, wenn der Widerspruch

eines beschwerten Beteiligten gegen einen fehlerhaften Verwal-
tungsakt für begründet erachtet wird, demnach auch dann, wenn
der angefochtene Verwaltungsakt — wie im vorliegenden Fall —
einen_anderen Beteiligten begünstigt hat. Den Interessen dieses
Beteiligten, der durch den Abhilfebescheid beschwert wird, ist
dadurch ausreichend Rechnung getragen, daß er seinerseits jetzt

zur Erhebung des Widerspruchs berechtigt ist, über den nunmehr

in jedem Falle — wie hier auch geschehen — die Widerspruchsstel-

le zu befinden hat.
.
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Demnach hätte die Befreiung der Klägerin von der Veréieherungo—

pflicht in vollem Umfange rückgängig gemacht werden müssen, wie es'

auch der Widerrufsbescheid der beklagten Ersatzkasse vom 20. Juli

1955 geregelt hatte. Im vorliegenden Streitfall hat es jedoch

sein Bewenden damit, daß die Klägerin erst vom 22. Juli 1955 a.

— dem Tage der Zustellung des Widerrufsbescheids — wieder ver—
Asicherungspflichtig ist, da diese Entscheidung des SG mangels An?

fechtung dureh einen beschwerten Beteiligten rechtskräftig gewor—
' den ist.

Die Revision der Klägerin ist somit als-unbegründet zurückzuwei—

sen. Die Kostenentscheidung beruht auf @193 Abs. 1 und 4 SGG .
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